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Stadt Barmstedt: 1.Änd. Bebauungsplan Nr. 70  
Hier: frühzeitige Unterrichtung gem. § 3 Abs.1 BauGB  
Stellungnahme des BUND-Landesverband SH 

Sehr geehrte Frau Feldt, sehr geehrte Damen und Herren, 

wir vom BUND SH bedanken uns für die Gelegenheit zu dem vorgenannten Verfahren 
Stellung zu beziehen. 

Begründung 

Mit der Anwendung des beschleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB ist die 
umfassende Umweltprüfung freigestellt, jedoch gilt trotzdem die qualitative 
Verpflichtung zu einer nachgewiesenen Beurteilung aller Schutzgüter. 

Ohne so eine Beurteilung wird nicht den Grundsätzen nach § 1 BauGB entsprochen 
und es besteht ein formeller Abwägungsfehler. Ferner bestehen unzulängliche 
Umweltinformationen für die Öffentlichkeit für ihre Beteiligung und für die 
Gemeindevertreter, um ihre Abwägung sorgfältig vornehmen zu können.1 

Satzungsentwurf 

Wir fragen uns, ob ein grafischer und textlicher Satzungsentwurf noch im laufenden 
Verfahren nachgereicht wird. Eine dezidierte Beurteilung ist mit dem vorliegenden 
Entwurf nur eingeschränkt möglich.  
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Sozioökonomische Betrachtung 

In Barmstedt fehlt es an bezahlbaren Wohnungen. Der überwiegende Anteil an 
Wohnraum wurde und wird in Barmstedt über Einfamilienhäuser und hochwertigen 
Wohnungen gedeckt. Doch aufgrund der soziodemografischen Entwicklung und zur 
Vermeidung sozialer Missstände sollte die Stadt Barmstedt einen Rahmen für einen 
Anteil an bezahlbaren oder geförderten Wohnungen vorgeben.  

In dem vorliegenden Entwurf fehlen folgende Betrachtungen 

Bodenschutz 

§ 1 a Abs. 2 besagt, dass mit dem Grund und Boden sparsam und schonend 
umgegangen werden soll.  

Innerhalb des Plangebietes ist eine Tiefgarage geplant. Dafür sind umfangreiche 
Bodenbewegungen notwendig. Für einen nachhaltigen und nachvollziehbaren 
Umgang mit dem Boden sollte ein Bodenmanagementplan (Umgang mit 
Bodenaushub, Wiederverwertung, Entsorgung) mit folgender Zielsetzung aufgestellt 
werden: 

• Die im BBodSchG verankerten Grundsätzen zur Ressourcenschonung zu 
beachten.  

• Boden vor schädlichen Veränderungen zu schützen 
• Vorsorge gegen das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen zu treffen.  

• Die schadlose Verwertung von Reststoffen/Abfällen unter Beibehaltung der 
Leistungsfähigkeit des Bodens 

• Beachtung des Schutzes der natürlichen Bodenfunktionen (BBodSchG in 
Verbindung mit BBodSchV) 

• Controlling einrichten 

Es ist zu vermuten, dass aufgrund der früheren Nutzung (Werkstatt) der Boden mit 
Schadstoffen, wie PAK´s belastet ist. Zur Vermeidung von schädlichen 
Umweltauswirkungen durch Schadstoffe im Boden, sollte eine Bodenkundliche 
Baubegleitung (BBB) zwingend vorgesehen werden.  

Lärmschutz 

In Barmstedts Innenstadt finden regelmäßig Veranstaltungen statt, die punktuell sehr 
lärmintensiv sind. Als Beispiel wird hier der Stoppelmarkt oder der Weihnachtsmarkt 
genannt. In den vergangenen Jahren kam es bereits von Anliegern zu Beschwerden 
hinsichtlich der nächtlichen lärmintensiven Aktivitäten (Fahrgeschäfte und Auf- und 
Abbauten, sowie sehr laute Musik). Es wurde von Schlafstörungen berichtet und von 
gesundheitlichen Beeinträchtigungen in den darauffolgenden Arbeits- und 
Schulzeiten. 



 

Die lärmrelevanten Auswirkungen aus den Veranstaltungen auf die geplante 
Wohnbebauung und der zusätzlichen Verkehrsströme sollte noch diskutiert werden. 
§ 1 Nr. 6 (1) BauGB, § 216a, Ta Lärm und das BImSchG regeln u.a. die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse sowie die Belange des 
Umweltschutzes. 

Die Begründung des Bebauungsplans sollte deshalb auf die folgenden Fragen 
eingehen: 

− Welche Lärmemittenten wirken auf das Plangebiet bzw. den Geltungsbereich 
ein? 

− Wie ist die sich daraus ergebende Lärmsituation zu beurteilen? 

− Sind akustische Besonderheiten wie etwa kurzfristige Pegelspitzen oder 
branchentypische Merkmale zu beachten? 

− Wie wirken sich diese Veränderungen im Plangebiet aus, sind 
Schallschutzmaßnahmen notwendig und welche Maßnahmen müssten im 
Einzelnen getroffen werden? 

− Gibt es alternative Möglichkeiten, um das Ergebnis im Sinne des mit § 50 
BImSchG ausgesprochenen Minimierungsgebotes zu verbessern? 

Verkehr 

Mit der vorliegenden Planung werden viele neue Wohnungen in der Stadtmitte 
entstehen, die zusätzlichen Verkehr generieren werden. Auch die gewerbliche 
Nutzung wird mehr Verkehr induzieren. So sollte die Betrachtung der zusätzlichen 
Verkehrsströme (ruhender und fahrender) unter der Prämisse stattfinden, dass die 
Innenstadt durch den Neubau nicht wesentlich mehr mit Autoverkehr zu belasten ist. 
In der alten Planung wurde deutlich, dass die Umfahrung an der Querung über den 
Küsterkamp hin zu den Discounterparkflächen ein Konfliktpotential enthält. An dieser 
Stelle sind Fahrradfahrende, die von der Krückau kommend in die Innenstadt und 
retour fahren, eindeutig im Nachteil. Zumindest in den verkehrsreicheren Zeiten, wie 
mittags, zu Schulzeiten oder am Markttag werden Autofahrende sich im Vorrecht 
wähnen und den Küsterkamp, ohne anzuhalten überqueren. Der Küsterkamp ist 
Schulweg! 

Im vorherigen Planverfahren zeigte sich auch ein ungelöstes Konfliktpotential 
zwischen dem Fußgänger- und Fahrradverkehr mit der Zufahrt der Tiefgarage am 
Küsterkamp. Mit der jetzt vorliegenden Begründung und dem abstrakten Lageplan ist 
der jetzige Verlauf der Verkehrslenkung schwer nachzuvollziehen. Es fehlen 
Detailangaben. Wurde der Konfliktbereich mit der aktuellen Planung gelöst? 

Stellplätze 

Wir fragen uns, wie soll die Stellplatzfrage durch den Geschäftskundenverkehr gelöst 
werden? Liegt die Priorität auf fahrradfahrende Kunden oder auf PKW-Stellplätze? 



 

Durch ein reduziertes Stellplatzangebot können schädliche Emissionen (Lärm, 
Schadstoffe wie NOx) aus dem Kfz-Verkehr minimiert werden. 

Weiter fehlt die Thematisierung von Fahrradabstellanlangen. Barmstedt hat keine 
Stellplatzsatzung für Fahrräder. Das sehen wir aus klimapolitischen Gründen als ein 
Manko an, bei der klimawirksamen Thematisierung des Verkehrs sollten Fahrräder 
mit Kraftfahrzeugen zumindest gleichrangig behandelt werden. Wir empfehlen zum 
Schutz des Klimas und zur Förderung des Radverkehrs die Anzahl an 
Fahrradabstellanlagen im B-Plan mit festzusetzen. Ein großzügiges Angebot an 
Fahrradabstellanlagen generiert in der Regel auch immer neue Nutzer. 

Natur- und Artenschutz 

§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG verbietet das Töten oder Verletzen aller wildlebenden 
Tiere der besonders geschützten Arten, zu denen die einheimischen Vogelarten 
gehören. Unter dem Aspekt, dass der EUGH im Sommer 2025 nochmals bestätigt hat, 
dass nach der EU-Vogelschutzrichtlinie nicht nur die besonderen Arten, sondern alle 
Vögel geschützt sind, möchten wir auf ein wichtiges Thema zum Vogelschutz im Bau 
hinweisen: 

Das Thema Vogelschlag findet im Gebäudebereich leider noch keine ausreichende 
Berücksichtigung. Dabei sterben in Deutschland jedes Jahr ca. 100 Mio. Vögel durch 
Fensterscheiben oder reflektierende Gebäudeelemente. Fensterscheiben, in denen 
sich zum Beispiel Wolken oder Bäume spiegeln, können Vögel nicht als solche 
erkennen. Sie fliegen die Scheiben direkt an und sind entweder sofort tot oder sie 
sterben später an ihren Verletzungen. Besonders fatal sind dabei transparente 
Eckfassaden oder gegenüberliegende Fenster, die die Möglichkeit eines Durchfluges 
simulieren. So sollten zum Schutz der Vögel und zur Förderung der Artenvielfalt 
Maßnahmen ergriffen werden, die sich eignen, den Vogelschlag verhindern oder 
zumindest minimieren.2  

In den vorherigen Planungen wurden Fledermauskästen und Nistkästen empfohlen. 
Zur Förderung der Biodiversität empfehlen wir, diese Empfehlungen im Planverfahren 
wieder mit aufzunehmen. 

Zur Förderung der Tierwelt empfehlen wir die Berücksichtigung aus dem 
Maßnahmenkatalog des animal-aided-design3. 

Bäume sind essenziell und ein gewichtiger Teil des Kleinklimas. Aber auch ein 
Lebensraum für viele Arten. Daher empfehlen wir, möglichst heimische Baumarten zu 

 
2  Vogelschlag an Glasflächen, Bayerisches Landesamt für Umwelt, www.lfu.bayern.de/buerger.  
 – Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten, Berichte zum Vogelschutz 2017, 63,66.  
– Vogelschlag an Glas – Das Problem und was Sie dagegen tun können, BUND Nordrhein-Westfalen 
www.vogelsicherheit-an-glas.de, siehe zusätzlich Schweizerische Vogelschutzwarte.  
– Vogelschlag an Glasflächen, Bayerisches Landesamt für Umwelt, www.lfu.bayern.de/buerger.   
3 https://animal-aided-design.de/ 



 

pflanzen. Auch für weitere Pflanzungen sollte der Fokus auf insektenfreundliche 
Stauden und einfach blühende und früchtetragende Gehölze gelegt werden. Gefüllte 
Blüten sind für Insekten nutzlos. Die örtlichen Umweltverbände stehen gerne 
beratend zu Seite. 

Klimaschutz 

Die Erfordernisse von Klimaschutzmaßnahmen ergeben sich aus dem 
Baugesetzbuch, hier u.a. § 1 und § 11 BauGB. Hier fehlen neben Einzelmaßnahmen 
wie Dach- und Wandbegrünung die Beschreibung von weitergehenden 
Klimaschutzmaßnahmen aufgrund der Bebauung: 

Im Rahmen der Ausweisung von Neubauflächen oder im Zuge der 
Bestandserweiterung werden wesentliche Weichen für eine nachhaltige 
Klimaschutzpolitik gestellt. Die Art der städtebaulichen Planung, die 
bauleitplanerische und vertragliche Sicherung sowie ihre Umsetzung nehmen hier 
erheblichen Einfluss. So kann z.B. die Kompaktheit von Gebäuden zu einem Minder- 
oder auch Mehrbedarf von 20 % an Heizwärme führen. Wesentliche Faktoren für 
klimarelevante, städtebauliche Faktoren sind: 

− Städtebauliche Kompaktheit (mit der angestrebten baulichen Dichte verknüpfte Kompaktheit 
der Baukörper). 

− Stellung der Baukörper, Orientierung von (Haupt-)Fassaden-/Fensterflächen zur Sonne 

− Anordnung der Baukörper und Bepflanzung zur Vermeidung gegenseitiger Verschattung. 

Wir vom BUND-SH kritisieren, dass mit der Planung ein erhaltenswertes Gebäude, 
das ehemalige Hotel „Stadt Hamburg“, abgerissen und durch einen optisch fast 
identischen Neubau ersetzt werden soll. Wir halten aus Gründen des Klimaschutzes 
und der Ressourcenschonung einen anderen Umgang mit alten Gebäuden für 
dringend erforderlich. Im vorliegenden Entwurf fehlt völlig die Thematisierung vom 
Abriss der Gebäude und des Neubaus hinsichtlich des ökologischen Fußabdrucks.  

Grundsätzlich gilt, um die Nachhaltigkeit eines Gebäudes zu beurteilen, sollten alle 
drei Phasen – Bau, Betrieb und Rückbau – berücksichtigt werden. Dem 
Umweltbundesamt zufolge gehört der Bausektor zu den ressourcenintensivsten 
Wirtschaftssektoren. Vor diesem Hintergrund ist eine ressourcenschonende und auf 
Nachhaltigkeit ausgerichtete Kreislaufwirtschaft und damit die Minimierung von Bau- 
und Abbruchmaterialien essenziell.  

Der Erhalt bestehender Bausubstanz leistet einen großen Beitrag zum Klima- und 
Umweltschutz. So stecken im Stahlbeton großen Mengen an „grauer Energie“. Für 
Neubauten werden große Mengen an Sand benötigt. Dabei stecken wir weltweit in 
einer Sandkrise. Der teils illegale Sandabbau zerstört Flüsse und Küsten. Aber auch 
das Recycling von Bau- und Abbruchabfällen ist mit einem hohem Energieverbrauch 
verbunden. Es lohnt sich daher, bestehende Bausubstanzen zu erhalten und zu 
modernisieren, statt Abriss und Neubau. Bei einem Neubau macht die graue Energie 
etwa 50 % des Energieverbrauchs im Lebenszyklus aus. Angesichts des 



 

Klimawandels dürfen Mehrkosten kein Argument mehr sein. Deren Folgen zu 
beseitigen, dürfte uns erheblich teurer zu stehen kommen. 

 

Wir bitten freundlich um die Zusendung des Abwägungsergebnisses. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

  

 

Marina Quoirin-Nebel 

f. d. BUND SH 


